






Wenn die Delegierten im 
Oktober 2025 auf dem 8. 
Ordentlichen Gewerk-
schaftskongress der IGBCE 

über Hunderte Anträge beraten und ab-
stimmen, wird Katja Marx zwischen-
durch womöglich ein wenig mit ihren 
Gedanken abschweifen – und an lange 
Sitzungen und Diskussionen bis in den 
späten Abend, müde Augen und über-
dosierten Koff einkonsum denken. Denn 
zahlreiche Anträge wird sie in- und aus-
wendig kennen. Als Mitglied der An-
tragsberatungskommission des 
IGBCE-Landesbezirks Rheinland-Pfalz/
Saarland wird sie sämtliche Anträge, die 
aus ihrem Landesbezirk gestellt wer-
den, bereits im Vorfeld gründlich ge-
lesen, korrigiert, vergleichbare Anträge 
zusammengefasst und ihnen gegebenen-
falls auch den notwendigen grammatika-
lischen Feinschliff  verpasst haben. 

„Die Abende, an denen sich unsere 
Antragsberatungskommission triff t, wer-
den meist lang, sehr lang“, sagt Katja 
Marx. „Vor dem letzten Gewerkschafts-
kongress 2021 haben wir rund 140 
Anträge intensiv durchgearbeitet.“ Th e-
matisch decken die Anträge eine große 
Bandbreite ab: von der besseren Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie über 
mehr Frauen in Führungspositionen, 
einer verstärkten Präsenz gegen Rechts-
populismus, Lohngerechtigkeit zwischen 
Männern und Frauen bis zu Investitions-
off ensiven für eine klimagerechte Indus-
trie. Die Antragsberatungskommission 
des Landesbezirks Rheinland-Pfalz/
Saarland setzt sich aus Mitgliedern der 
vier IGBCE-Bezirke Mittelrhein, Mainz, 
Ludwigshafen und Saarbrücken zu-
sammen. „Damit uns die Augen nicht 
zufallen, brauchen wir während unserer 
Treff en schon den einen oder anderen 
Liter Kaff ee“, erzählt Marx, die den 
IGBCE-Bezirk Mittelrhein vertritt.

Dem Gewerkschaftskongress 2025 
sieht sie gespannt entgegen, denn die 

Die Vielleserin 

Herausforderungen „nehmen zu“. Marx 
ist dennoch zuversichtlich: Die De-
legierten werden bei diesem Treff en die 
notwendigen Weichen stellen, damit 
die IGBCE in den kommenden Jahren 
weiterhin als durchsetzungsstarke Or-
ganisation agieren kann. „Tarifpolitik 
bleibt für uns auch in Zeiten der Trans-
formation das zentrale Mittel, um die 
Arbeitsbedingungen unserer Mitglieder 
zu sichern und zu verbessern“, sagt Katja 
Marx. „Wir müssen jedoch künftig noch 
mehr Einfl uss auf die Politik nehmen, 
damit Deutschland ein guter Standort 
für die Chemieindustrie bleibt.“

Alle vier Jahre Hunderte Seiten An-
träge zu lesen, ist für die überzeugte 
IGBCElerin Katja Marx lediglich eine 
temporäre Zusatzaufgabe. „Wenn 
man sich als ehrenamtliche Gewerk-
schafterin aktiv für seine Kollegin-
nen und Kollegen engagiert, häufen 
sich die Aufgaben im Laufe der Zeit 
fast zwangsläufi g“, sagt sie. Sich für 
ihre „Mitmenschen einzusetzen“, war 
ihr „schon immer wichtig“. Bereits 
zu ihrer Schulzeit war sie über viele 
Jahre Klassensprecherin. Heute ist die 
mittlerweile 61-Jährige Vorsitzende des 
Frauenausschusses und stellvertretende 
Vorsitzende des IGBCE-Bezirksvor-
stands Mittelrhein, Mitglied des ehren-
amtlichen Hauptvorstands der IGBCE, 
Mitglied in der Bundestarifkommission 
Chemie und stellvertretende Vor-
sitzende des DGB-Kreisverbands Rhein-

Lahn. Außerdem engagiert sie sich als 
ehrenamtliche Richterin am Landes-
sozialgericht in Mainz.

Neben ihren Ehrenämtern ist Katja 
Marx auch noch 37,5 Stunden in der 
Woche berufstätig. Nach ihrem Schul-
abschluss begann sie 1978 bei Zschim-
mer & Schwarz in Lahnstein ihre 
Ausbildung zur Chemielaborantin. 
Schon bald engagierte sie sich als 
Jugendvertreterin und Betriebsrätin. 
Seit 2006 ist sie Betriebsratsvorsitzende 
– und als solche freigestellt. Betriebliche 
und gewerkschaftliche Belange unter 
einen Hut zu bekommen, erfordere ein 
gewisses Organisationstalent, berichtet 
Marx. Termine am Wochenende sind 
deshalb keine Seltenheit für sie.

Ein privater Termin in der Woche ist 
ihr seit einigen Jahren jedoch heilig: der 
Mittwochnachmittag. Dann holt sie ihre 
Enkelin vom Kindergarten ab und ver-
bringt mit ihr den zweiten Teil des Tages. 
„Das erdet ungemein“, sagt Katja Marx. 

Wenn sie Freizeit hat, geht sie gern 
spazieren oder macht Nordic Walking. 
Und während der Heimfahrt – ihr Weg 
von der Arbeit nach Hause ist rund 30 
Kilometer lang – sowie vor dem Ein-
schlafen frönt sie ihrer „absoluten 
Leidenschaft“: Krimis – in Form von 
Hörbüchern. „Auch wenn manche An-
träge noch so spannend sind, mit ins 
Bett nehme ich sie nicht“, so Marx. 
„Dort bekommen meine Krimis immer 
den Vorzug." Volker Wartmann  n

Katja Marx hat ein Faible für 
ehrenamtliches Engagement und 

spannende Unterhaltung. 
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Was der Arbeitgeber darf ...
Prinzipiell darf der Arbeitgeber krankgemeldete 
Beschäftigte anrufen oder auch aufsuchen. Sol-
che Nachforschungen „kann dem Arbeitgeber erst 
mal niemand verbieten“, sagt Jan Grüneberg, Leiter 
der Abteilung Mitbestimmung/Aufsichtsratsrecht 
beim IGBCE-Hauptvorstand in Hannover. Aller-
dings müssen dann schon erhebliche Zweifel an der 
Arbeitsunfähigkeit bestehen. Und: Betroffene Be-
schäftigte müssen weder solche Anrufe annehmen 
noch dem Vorgesetzten die Haustür öffnen. 1  
Die Frage sei, betont Grüneberg: Was sollen die 
Besuche oder Anrufe bringen? Vorgebliche Be-
weise, die sich auf diese Art sammeln lassen, haben 
oft wenig Aussagekraft. Grüneberg nennt ein Bei-
spiel: „Wenn jemand auf den sozialen Medien Bil-
der von der See postet, bedeutet das nicht, dass er 
oder sie arbeitsfähig ist. Bei einigen Erkrankungen 
können ja zum Beispiel ein paar Tage an der See 
durchaus förderlich sein.“ 

Was also sollen Verdächtigungen bringen – 
außer dass sie zusätzlichen Druck ausüben?, argu-
mentiert Grüneberg. Und dieser Druck trifft nicht 
nur vermeintliche oder tatsächliche Drückeberger 
– sondern alle Beschäftigten. „In der Konsequenz 
führt ein solches Verhalten des Arbeitgebers zu 
einem Klima der Angst. Es besteht die Gefahr, dass 
sich Beschäftigte nicht mehr trauen, sich krank-
zumelden und sich krank zur Arbeit schleppen.“ 
Arbeitgeber bedienen gern klassische Ressenti-
ments, denen gerade Betriebsräte nicht auf den 
Leim gehen sollten. „Arbeitgeber argumentieren 
argwöhnisch damit, dass die Zahl der Krankheiten 
an Montagen besonders hoch sei“, erklärt Peter 
Voigt, Justiziar der IGBCE, „aber das ist nur lo-
gisch, denn vor dem Montag liegen zwei Tage, an 
denen die Arztpraxen nicht geöffnet waren.“ Wenn 
Arbeitgeber tatsächlich berechtigte Zweifel an der 

Arbeitsunfähigkeit eines Beschäftigten haben, müs-
sen sie nicht hinterherspionieren – sie können über 
die Krankenkasse den Medizinischen Dienst ein-
schalten lassen. 2   

... und was der Arbeitgeber sollte
Im Sinne eines vernünftigen Gesundheits-
managements sind solche Besuche oder andere 
Aufdringlichkeiten des Arbeitgebers also nicht, 
betont Jan Grüneberg. Betriebsräte sollten sich in 
solchen Fällen auf keinen Fall zum Handlanger des 
Arbeitgebers machen. Sie sollten stattdessen auf 
ein systematisches Gesundheitsmanagement drän-
gen. Hier kommen Betriebsräte ins Spiel. Arbeits- 
und Gesundheitsschutz ist ihre ureigenste Aufgabe, 
so ist es im Betriebsverfassungsgesetz festgelegt. 
3  Es ist deshalb die Aufgabe von Betriebsräten, 

möglichen betrieblichen Gründen für eine erhöhte 
Krankenquote auf den Grund zu gehen und diese 
abzustellen.

Sind Rückkehrgespräche sinnvoll?
Spitzeleien wie bei Tesla sind jedoch eher die Aus-
nahme und bergen auch für Arbeitgeber viele Ri-
siken, zum Beispiel datenschutzrechtlich. Was 
allerdings immer noch weit verbreitet ist, sind 
Krankenrückkehrgespräche. „Regelungen zu sol-
chen Gesprächen gibt es in zahlreichen Unter-
nehmen“, betont Grüneberg, bisweilen gibt es 
auch Betriebsvereinbarungen zu dieser Praxis. 
In jedem Fall hat der Betriebsrat hierbei Mit-
bestimmungsrecht aus Paragraf 87 Absatz 1 Nr. 1 
des Betriebsverfassungsgesetzes.  4  Danach hat 
der Betriebsrat bei Fragen der Ordnung des Be-
triebs und des Verhaltens der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Betrieb mitzubestimmen. 
Das heißt, Rückkehrgespräche sind nur mit Zu-
stimmung des Betriebsrats möglich. In jedem Fall 
sollten sie auf ein paar Regeln drängen: In den 

Darf der Arbeitgeber 
Kranke besuchen? 
Der Fall Tesla erregt die Gemüter: Der Autohersteller hatte wegen eines hohen Kranken-
stands Beschäftigte seines Werks in Grünheide zu Hause besuchen lassen. Das hat eine öf-
fentliche Debatte entfacht. Wie sollten Betriebsräte mit dem Thema Krankenstand umgehen? 
Bernd Kupilas fasst zusammen.

1

 Bundesarbeits- 
gericht

Das höchste deutsche 
Arbeitsgericht hat schon 

1982 entschieden, dass 
Arbeitnehmer keine außer-

prozessuale Auskunfts-
pflicht über ihren Gesund-
heitszustand haben. Urteil 

vom 25.11.1982 – 2 AZR 
140/81.

2

Sozialgesetzbuch
Die Regelungen zur Ein-
schaltung des Medizini-

schen Dienstes sind in 
 § 275 SGB V festgelegt.

3
Betriebs

verfassungsgesetz
Der Betriebsrat hat über 
§ 80 Abs. 1 Nr. 1 über die 

Einhaltung der Gesetze 
und Verordnungen zu 

wachen, wozu auch die 
Vorschriften aus dem 

Arbeits- und Gesundheits-
schutz gehören und in  

§ 80 Abs. 1 Nr. 9 BetrVG 
die allgemeine Aufgabe, 

den Arbeits- und Gesund-
heitsschutz zu fördern.
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Gesprächen sollte es darum gehen, betriebliche 
Gründe für die Arbeitsunfähigkeit zu eruieren: So 
kann im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ge-
prüft werden, welche Faktoren noch nicht hin-
reichend berücksichtigt wurden, zum Beispiel die 
Arbeitszeiten und die Organisation der Arbeits-
aufgaben et cetera. Beschäftigte sollten sich auf 
das Gespräch vorbereiten und ein Mitglied des 
Betriebsrats oder der Schwerbehindertenver-
tretung mitnehmen können. Und schließlich sollte 
festgehalten sein, dass Fragen nach dem Gesund-
heitszustand unterbleiben, Beschäftigte auch die 
Diagnose nicht nennen müssen und dass das Ge-
spräch keine personellen Maßnahmen zur Konse-
quenz haben wird.

Rückkehrgespräche sind generell kritisch zu be-
werten, sagen die IGBCE-Fachleute. Oft genug 
dienen sie einzig und allein dazu, eine Kündigung 
vorzubereiten, und nicht selten sind sie kontra-

produktiv. 5  IGBCE-Rechtsexperte Jan Grüne-
berg nennt ein Beispiel aus der Praxis: In einer 
Betriebsvereinbarung war festgelegt, dass der je-
weilige Vorgesetzte das Rückkehrgespräch führt 
und für diese Gespräche geschult wird. „Schön und 
gut“, merkt Jan Grüneberg an, „aber was ist, wenn 
der Vorgesetzte der Grund für die Arbeitsunfähig-
keit ist? Wenn er derjenige ist, der mich durch 
schlechte Führung krank macht?“ 

Fazit: Das Mittel des Rückkehrgesprächs ist 
fragwürdig und veraltet. Solche Gespräche ver-
giften das Miteinander und schaff en eine Kultur 
des Misstrauens und somit zusätzlichen, negati-
ven psychomentalen Druck. Deshalb sollten Be-
triebsräte sich am besten gar nicht auf diese Form 
des vermeintlichen Gesundheitsmanagements ein-
lassen. Es gibt da etwas Besseres. 

Der Königsweg ist das BEM
Seit 2004 gibt es das Mittel des Betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements (BEM). Es wurde ge-
schaff en, um Beschäftigten einen Weg zurück in 
den Berufsalltag zu eröff nen – und zwar in einem 
organisierten Prozess, der ihre Bedürfnisse berück-
sichtigt. 6  Betriebsräte sollten deshalb darauf 
drängen, eine Vereinbarung zum BEM abzu-
schließen, statt eine zu Rückkehrgesprächen. Das 
BEM hat etliche Vorteile. So ist der Datenschutz 
gewährleistet, und es ist auch immer ein Arzt ein-
bezogen – Betroff ene haben also Zugang zu jeman-
dem, dem sie vertrauen können. „Das BEM ist eine 
vernünftige gesetzliche Alternative, es funktioniert 
völlig anders als Rückkehrgespräche“, betont Jan 
Grüneberg. „Hier geht es um Vertrauen, nicht um 
Misstrauen.“ 

Wie wichtig es ist, dass sich Betriebsräte um die 
Ausgestaltung eines BEM kümmern, zeigt eine 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts. Dem-
nach können Beschäftigte kein BEM einfordern, 
wenn es in ihrem Betrieb keine Betriebsverein-
barung dazu gibt. 7  Eine Analyse der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin von 
2018 hat gezeigt: Weniger als 40 Prozent aller be-
rechtigten Beschäftigten wird ein BEM angeboten. 
Die gleiche Erhebung zeigt aber auch: Dort, wo es 
angeboten wird, wird es auch gut genutzt. Denn 
70 Prozent der berechtigten Beschäftigten nehmen 
dieses Angebot an. Bisher haben Arbeitgeber keine 
gesesetzliche Pfl icht, ein BEM anzubieten. „Umso 
wichtiger ist es“, sagt Experte Jan Grüneberg, „dass 
Betriebsräte sich darum kümmern und die gesund-
heitsfördernden Maßnahmen des BEM im Betrieb 
einführen."

5

Universität Köln
Schon 2022 hat eine 
Studie der Universität 
Köln herausgefunden, dass 
Rückkehrgespräche miss-
braucht werden können 
und dann letztendlich 
auch für den Arbeitgeber 
kontraproduktiv sind. 
boeckler.de/pdf/
fof_krankenrueckkehr-
gespraeche.pdf

6
Sozialgesetzbuch
Die Grundsätze des BEM 
sind in § 84 Abs. 2 SGB IX 
festgelegt.

7
Bundesarbeitsgericht
BAG 7.9.2021 – 9 AZR 
571/20 – NZA-RR 2022, 161

4
Betriebsverfassungs-
gesetz
In § 87 Abs.1 Nr. 1 heißt es, 
dass der Betriebsrat „in 
Fragen der Ordnung des 
Betriebs und des Verhal-
tens der Arbeitnehmer im 
Betrieb“ mitzubestimmen 
hat, und zwar „soweit eine 
gesetzliche oder tarifliche 
Regelung nicht besteht“. 
Rückkehrgespräche sind 
gesetzlich nicht geregelt, 
und sie betreffen die Ord-
nung des Betriebs (BAG 
8.11.1994 – 1 ABR 22/94).

Die IGBCE bietet eine digitale Sprech-
stunde rund um das Th ema Kranken-
stand und was dabei für die 
Betriebsratsarbeit wichtig ist an. Die 
IGBCE-Rechtsexperten Jan Grüne-
berg und Peter Voigt beantworten 
dazu am 16. Januar 2025 von 11 bis 
12 Uhr Fragen. Interessierte müssen 
sich im Vorfeld per E-Mail an sprech-
stunde@igbce.de anmelden. Sie er-
halten dann einen Teilnahmelink zur 
Sprechstunde. Fragen, die dort ge-
klärt werden sollen, können nach 
Anmeldung an die angegebene E-Mail-
Adresse geschickt werden.

Du hast Fragen?

2025
16.
Januar
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Inklusionspreis

SBV-Projekte gesucht! 

Die IGBCE vergibt im Rahmen ihrer 19. 
Jahrestagung für Schwerbehinderten-
vertretungen im April zum zweiten Mal 
einen Inklusionspreis. Egal ob groß und 
umfangreich oder klein und spezifisch – 
die IGBCE würdigt mit dem Preis Initia-
tiven, die Inklusion nicht nur als Konzept, 
sondern als gelebte Praxis begreifen. Ein-
gereicht werden können Projekte der ört-
lichen Schwerbehindertenvertretungen 
(SBV), der Konzern- und der Gesamt-
SBV. Bewerbungsschluss ist der 28. Feb-
ruar 2025.  
Mehr Informationen:   
igbce.de/igbce/inklusionspreis  n

Betriebsrätepreis

Doppelter Erfolg

Gleich zwei Projekte aus dem Wirkungs-
kreis der IGBCE haben bei der Verleihung 
des Deutschen Betriebsrätepreises eine 
der begehrten Auszeichnungen ab-
geräumt. Das Betriebsrätenetzwerk Stade 
erhielt für die Initiierung der Standort-
allianz, die rund 10.000 Arbeitsplätze in 
der Region sichert, den Silber-Preis. Über 
den Publikumspreis freute sich der Be-
triebsrat von Glaxo Smith Kline (GSK) 
am Standort Dresden. Mit einem aus-
geklügelten Solidaritätsprojekt ist es dem 
Gremium gelungen, den vom Arbeitgeber 
geplanten Personalabbau am Standort zu 
verhindern.  n

Netzwerke

Vermittlung von Fachkräften
Viele offene Stellen einerseits und 
Stellenabbau andererseits – die Fach-
kräftesituation in der Chemie- und 
Pharmaindustrie ist heterogen. IGBCE 
und Bundesarbeitgeberverband Chemie 
(BAVC) haben im letzten Tarifabschluss 
nach Lösungen für diese Problematik ge-
sucht – und gefunden: Der sogenannte 
Fachkräfteradar, den es bei Hessen Che-
mie und dem Landesausschuss der 
Chemie-Arbeitgeber NRW bereits gab, 
soll künftig auch in anderen Regionen 
allen Beteiligten – Job suchenden Be-
schäftigten und Fachkräfte suchenden 
Betrieben – Perspektiven aufzeigen und 
Fachkräfte in der Branche halten. 

Dazu schaffen die Tarifparteien ge-
meinsam mit einem externen Partner 
mittels einer branchenweiten Onlineplatt-
form regionale Fachkräfteradare, die aus 
dem Unterstützungsfonds der chemischen 

Industrie (UCI) finanziert werden. Be-
triebe haben über den Fachkräfteradar die 
Möglichkeit, ihre Beschäftigten und Aus-
bildungsabsolventen, die sie nicht mehr 
beschäftigen können, anderen Unter-
nehmen in der Branche anzubieten. Die 
regionalen Fachkräfteradare, die bis März 
2025 starten, sollen ab April 2025 auch mit 
der bundesweiten Vernetzung beginnen. 

Betriebsräte sollten die Möglich-
keiten des Fachkräfteradars kennen und 
sich darüber informieren, ob ihr Unter-
nehmen im regionalen Fachkräfteradar 
registriert ist und diesen zur Gewin-
nung von Fachkräften nutzt. Für alle Be-
triebsräte in Baden-Württemberg bietet 
der dortige Landesbezirk am 5. Dezem-
ber von 11 bis 12 Uhr digital eine erste 
Informationsveranstaltung zum Fach-
kräfteradar an. Anmeldungen dazu sind 
unter lb.bawue@igbce.de möglich.  n
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Fahrplan

2025 steht  
vor der Tür

1. bis 3. April

SBV-Jahrestagung mit 
Verleihung des IGBCE-
Inklusionspreises

Ende April/Anfang Mai

1. Runde Bundestarif
verhandlungen Kautschuk

12. und 13. Juni

Gute Arbeit – Arbeitszeit im 
Wandel (digitale Tagung)

9. September

3. Rechtspolitische Tagung 

Mitte September

1. Runde Bundestarif
verhandlungen Feinkeramik

16. und 17. September

BR-Jahrestagung

Oktober

Start der Diskussionen zur 
nächsten Tarifrunde Chemie

19. bis 24. Oktober

8. Ordentlicher Gewerk-
schaftskongress der IGBCE

7. und 8. November

Tagung für Ausbilderinnen 
und Ausbilder
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